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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 25. 


(Nr. 2981.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen, die Herſtellung einer Eiſenbahn-Ver⸗ 
bindung zwiſchen Berlin und Dresden betreffend. d. d. Berlin, den 
6. Maͤrz 1848. 


GM Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
von Sachſen, in dem Wunſche übereinftimmend, die Eiſenbahn-Verbindung zwi⸗ 
ſchen Berlin und Dresden auf einem fürzeren Wege zu vermitteln und thun⸗ 


lichſt zu erleichtern, haben, zum Behufe einer hieruͤber zu treffenden Verein⸗ 
barung, zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtaͤt der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Carl Ludwig Guſtav Bord, 
I ا‎ ral Preußiſchen Rothen Adlerordens dritter Klaſſe mit 
chleife u. f. w. 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Friedrich Albert Imma— 
nuel Mellin, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adlerordens 
EA mit ber Schleife und des eifernen Kreuzes zweiter .[ 7۴ 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Finanzrath Auguſt Ludwig von der Reck, 
Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adlerordens vierter Klaſſe, 
Seine Majeftät der König von Sachſen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Regierungsrath Carl Ludwig Kohlſchuͤt— 
ter, Ritter des Königlich Saͤchſiſchen Civil-Verdienſtordens u. f. w. 


welche, nach vorhergegangener Verhandlung unter dem Vorbehalte der Rati— 
fikation, über folgende Punkte übereingefommen find. 


à Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich 76 Regierung ver⸗ 
pflichten Sich gegenſeitig, den Bau einer Eiſenbahn, welche ſich einerſeits bei 
Juͤterbogk an die Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahn und andrerſeits oberhalb Rieſa 
bei Röderau in der Richtung auf Dresden an die Leipzig⸗Dresdener Eiſenbahn 
anſchließt, zu geſtatten und werden, eine jede innerhalb ihres Gebietes, dafuͤr 
Sorge tragen, daß der demſelben angehoͤrige Theil der gedachten Eiſenbahn 
von den betheiligten Geſellſchaften bis ſpaͤteſtens Ende Oktober 1848. fertig 
geſtellt und dem Betriebe uͤbergeben werde. 

Jahrgang 1848. (Nr. 2981.) 28 Ar⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 23. Juni 1848. . 
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Artikel 2. 


Die Eiſenbahn von Juͤterbogk uͤber Premſendorf und Falkenberg bis 
zum Anſchluſſe an die Leipzig Dresdener Eiſenbahn fol nicht nur in ihrer 
ganzen Ausdehnung zwifchen Berlin und Dresden eine ununterbrochene Ver— 

indung herſtellen, ſondern auch dergeſtalt mit der Berlin-Anhaltiſchen und 

Leipzig⸗Dresdener Bahn unmittelbar in Verbindung gebracht werden, daß die 
Transportmittel der verſchiedenen Bahnen zwiſchen Berlin und Dresden ohne 
Unterbrechung von der einen auf die andere übergehen koͤnnen. 

Insbeſondere ſoll die Spurweite in Uebereinſtimmung mit der in den 
beiderfeitigen Staatsgebieten bei den übrigen Eiſenbahnen angenommenen Spur⸗ 
weite überall gleichmaͤßig 4 Fuß 83 Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten ber 
Schienen betragen. 


Artikel 3. 


Die hohen Regierungen behalten Sich vor, uͤber den Punkt, an welchem 
die den beiderſeitigen Gebieten angehoͤrigen Bahnſtrecken ſich aneinander an⸗ 
ſchließen ſollen, nach Vorlegung der von den betheiligten Geſellſchaften aus: 
zuarbeitenden Projekte Sich zu verſtändigen und nöthigenfalls durch techniſche 
Kommiſſarien die einer naͤheren Feſtſetzung beduͤrfenden Punkte gemeinſchaftlich 
eroͤrtern zu laſſen. 


Artikel 4. 


Die Königlich Saͤchſiſche Regierung geſtattet, daß der Betrieb auf der 
innerhalb ihres Gebiets gelegenen Strecke der Bahn der Berlin- 71 
Eiſenbahn- Geſellſchaft übertragen werde, und wird ihre Vermittelung dahin 
eintreten laſſen, daß uͤber den Betrieb baldmoͤglichſt eine angemeſſene Verſtaͤn— 
vigung unter billigen Bedingungen zwiſchen den beiden Geſellſchaften zu Stande 
omme. 


Artikel 5. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen werden nach näherer Verftandi- 
ung unter einander bafür Sorge tragen, daß von Berlin nach Dresden und 
in entgegengeſetzter Richtung von Dresden nach Berlin täglich mindeſtens zwei⸗ 
mal und uͤberhaupt ſo oft, als das Beduͤrfniß des Verkehrs es erfordert, eine 
zufammenhängende Beförderung ohne Aufenthalt auf den Stationen und na⸗ 
mentlich auf dem Bahnhofe bei Roͤderau Statt finde. Auch wollen dieſelben 
darauf hinwirken, daß die Befoͤrderung ſowohl der Perſonen, als der Güter 
kreten den gedachten beiden Orten ohne Wechſel der Transportfahrzeuge 
erfolge. 


Artikel 6. 


Der Tarif fuͤr die Fahrpreiſe der in Rede ſtehenden Verbindungsbahn 
ſoll zu den Fahrpreiſen der Berlin- Anhaltiſchen und der Leipzig = Dresdener 
Bahn in ein angemeſſenes Verhaͤltniß gebracht und in keinem Falle auf einen 
hoͤheren Reinertrag, als zehn Prozent des Anlagekapitals, berechnet * ۱ 

۱ r⸗ 
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Artikel 7. 


Zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen ſoll ſowohl hinſichtlich der Be— 
foͤrderungspreiſe, als der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht werden, 
namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet des 
anderen Staates übergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Abfer⸗ 
tigung, noch ruͤckſichtlich der Beförderungspreiſe ungünftiger behandelt werden, 


als die aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden 
Transporte. 


Artikel 8. 


۲ Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu beiderſeits kompetenten 
Behörden in Gemaͤßheit des für jedes Staatsgebiet beſonders zu publizirenden 


Bahnpolizei-Reglements zal ien here N ) په‎ 
habt werden. 9 nach moͤglichſt uͤbereinſtimmenden Grundſaͤtzen gehan 


Artikel 9. 


Beide Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß die wegen Handha⸗ 
bung oe DAB und Fremdenpolizei bei Reifen mittelſt der Eiſenbahnen unter 
ihnen theils ſchon beſtehenden, theils noch zu verabredenden Beſtimmungen auch 
auf die in Rede ſtehende Verbindungsbahn Anwendung finden ſollen. 


Artikel 10. 


Ruckſichtlich der Benu ung der mehrerwaͤhnten Verbindungsbahn zu 
€ ber Mülcatverwaltung if an uͤber folgende Punkte Fra ie کی‎ 
) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Mllitaireffekten, welche 
für Rechnung der Königlich Preußiſchen Militairverwaltung auf der 
Eiſenbahn von Berlin über Juͤterbogk nach Dresden, ingleichen für alle 
Transporte, welche für Rechnung der Koͤniglich Saͤchſiſchen Militair- 
Verwaltung unter ganzer oder theilweifer enutzung der genannten 
Bahnlinie bewirkt werden, wird den beiderfeitigen Militairverwaltungen 
hinſichtlich der Beförderungspreiſe völlige Gleichſtellung zugeſichert, Ders 
geſtalt, daß die Bezahlung dafuͤr an die Eiſenbahnverwaltung nach ganz 
gleichen, Satzen erfolgen folk 
Wenn in Folge etwaiger Bundesbeſchluͤſſe oder anderer außerordentlicher 
Umſtaͤnde auf Anordnung der Königlich Preußiſchen oder der Königlich 
Sächſiſchen Regierung in ber Richtung der iim Artikel 1. bezeichneten 
Eiſenbahn Truppenverſendungen Statt finden ſollten, ſo liegt der de 
ben Eiſenbahnverwaltung die Verpflichtung ob, fuͤr dieſe und fuͤr Sen⸗ 
dungen von Waffen, Kriegs⸗ und Verpflegungsbedurfniſſen, fo wie 
von Militaireffekten jeglicher Art, in ſoweit ſolche Sendungen zur 
Befoͤrderung auf Eiſenbahnen uͤberhaupt geeignet ſind, noͤthigen 
Falles auch außerordentliche Fahrten ا‎ re und für bligleichen 
Transporte alle Transportmittel, die der ungeftört fortzuſetzende regel- 
mäßige Dienſt nicht in Anſpruch nimmt, zu verwenden und ſo weit 
thunlich hierzu in Stand zu ſetzen, nicht * die mit . 
(Nx, 2981.) 8 * e⸗ 
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beſetzten und die mit SXilitaireffeFten beladenen von einer anſtoßenden 
Bahn kommenden Transportfahrzeuge auf die eigene Bahn, vorausgeſetzt, 
daß dieſe dazu geeignet ſind, zu uͤbernehmen, auch mit den disponiblen 
Lokomotiven weiter zu fuͤhren. Die Leitung aller ſolcher Transporte 
bleibt jedoch lediglich dem Dienſtperſonale der betreffenden Eiſenbahn— 
Verwaltung uͤberlaſſen, deſſen Anordnung waͤhrend der Fahrt unbedingt 
Folge zu leiſt n ٠ 

Hinſichtlich des an die Eiſenbahnverwaltungen zu entrichtenden Fahr: 
geldes tritt, wie unter 1. eine völlige Gleichſtellung der beiderſeitigen 
Militairverwaltungen ein. : 
Die hohen ی بو‎ Regierungen find übrigens darüber einverſtan— 
den, daß einer jeden auf der in Rede ſtehenden Eiſenbahn durch das 
Gebiet des anderen Theils zu bewirkenden Truppenſendung die herkoͤmm— 
liche Anzeige und Vernehmung mit der betheiligten Regierung binnen 
angemeſſener Friſt vorhergehen muͤſſe. Im Falle außerordentlicher Dring— 
lichkeit, wo ohne Gefaͤhrdung des Zweckes eine vorgaͤngige Vernehmung 
mit der betheiligten Regierung nicht zu bewirken ſein wuͤrde, wollen jedoch 
die hohen kontrahirenden Regierungen es geſchehen laſſen, daß von dieſer 
Anzeige und Vernehmung ausnahmsweiſe abgeſehen werde, wogegen 
auch in ſolchen Gallen der Abſendung der Transporte unter allen 5 
ſtänden eine Anzeige an die betheiligte Regierung oder an die nach Be— 
finden deshalb mit Anweiſung zu verſehenden betreffenden Provinzial— 
Behoͤrden vorangehen ſoll. 


Artikel 11. 


In Betreff der Poſtverhaͤltniſſe find die beiden kontrahirenden Regierun— 
gen uͤber nachſtehende Punkte uͤbereingekommen: 

1) Die beiderſeitigen Regierungen werden ſich hinſichtlich ber über ( 1 
zu ſpedirenden gegenſeitigen Korreſpondenzſendungen mit den gegenwaͤrtig 
konventionsmaͤßig beſtehenden Portoantheilen ſo lange begnuͤgen, als nicht 
in Betreff der letzteren eine anderweite allgemeine Regulirung gegenſeitig 
verabredet werden wird. Was die Benutzung der Eiſenbahn zu Paͤckerei⸗ 
ſendungen zwiſchen den Orten des beiderſeitigen Staatsgebiets betrifft, 
ſo werden die kontrahirenden Regierungen ſich vor Eroͤffnung des Be— 
triebes wegen Ermaͤßigung des Geſammtportos und der Feſtſtelluug der 
beiderſeitigen Antheile daran, nach Maaßgabe der Transportſtrecken und 
408 en e durch die beiderſeitigen Poſtverwaltungen ver— 

ánbigen. j Ji 

2) Die Königlich Saͤchſiſche Regierung wird ferner geftatfen, daß bie ۰ 
lich Preußiſche Poſtverwaltung, wenn fie es für noͤthig finden ſollte, auf 
der Eiſenbahnroute von Juͤterbogk uͤber Roͤderau und Leipzig geſchloſ— 
fene Briefpackete zwiſchen Berlin und Juͤterbogk einer- und Halle ande⸗ 
rerſeits gegen eine der Königlich Saͤchſiſchen Poſtverwaltung zu ۰ 
rende Tranfitgebühr von Einem halben Silber- ober Neugroſchen pro 
Loth Brutto befoͤrdern koͤnne. Fuͤr etwaige auf der gedachten Route zu 
bewirkende Fahrpoſtſendungen zwiſchen Berlin und Juͤterbogk gc " 

alle 
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Halle andererſeits wird die Vergütung an bie Königlich Saͤchſiſche Poſt⸗ 
verwaltung nach Maaßgabe der Stipulationen im Artikel 8. des Ver⸗ 
trages vom 24. Juli 1843 wegen Benutzung der Saͤchſiſch⸗Schleſiſchen 
Eiſenbahn zur Beförderung der preußiſchen Poſtſendungen erfolgen. 
Fur den Tranſit ber Preüßiſchen Brief⸗Packetſchlͤſſe zwiſchen Berlin 
einer und Prag, Wien und Hof andererſeits über Dresden und Leip⸗ 
zig werden die bisherigen konventionsmaͤßigen Verguͤtungsſaͤtze ſo lange 
unverändert beibehalten, als die beſtehende Poſtkonvention zwiſchen Preu⸗ 
ßen und Sachſen in Kraft bleibt. Nach Ablauf derſelben iſt jedoch fuͤr 
die gedachten Tranſit⸗Briefpackete ſtatt ber bisherigen Tranſitgebuͤhr von 
1 gÖr. pro Loth Brutto 13 Neugroſchen pro Loth Seitens der Koͤnig— 
lichte reüßziſchen an die Königlich 641110: Poſtverwaltung zu ent: 
richten. 

4) Sollte die Königlich Preußische Poſtverwaltung die Eiſenbahnroute über 
Roderau zum Tranſit von Paͤckereien und Geldſendungen nach und aus 
Böhmen und Bayern zu benutzen Veranlaſſung finden, fo werden biefe 
Sendungen für dasjenige Porto auf den kuͤnftigen Eiſenbahnen durch 
das Königreich Sachſen befördert werden, welches nach der in dem zwi— 
ſchen den beiderſeitigen Poſtverwaltungen abgeſchloſſenen vorerwaͤhnten 
Vertrage vom 24. Juli 1843. Artikel 8 bis 12 für die Tranſitſendun⸗ 
gen AUS und nach Sachſen über Görlitz und Dresden beſtimmten Tran⸗ 
ſitvergütung ſich ergeben wird; auch ſollen auf en Sendungen die 

0 


Artikel 14 bis 17., 19 20. des mehrgedachten Vertrages überall 
Anwendung finden. und 20. des mehrgedach g 
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Artikel 12. 

Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmigung vorge— 
legt und die Auswechſelung der daruͤber auszufertigenden Ratifikationsurkunden 
ſobald als moͤglich, ſpaͤteſtens aber binnen ſechs Wochen bewirkt werden. 

Des zu Urkund iſt derſelbe von den beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten un— 
terzeichnet und beſiegelt worden. 

So geſchehen Berlin, den 6. März 1848. 

Carl Ludwig Guſtav Bord. (I. S.) 
Friedrich Albert Immanuel Mellin. (L. S.) 
gu Ludwig von der Reck. (I. S.) 

Carl Ludwig Kohlſchütter. (L. S.) 


Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden zu dem vorſtehenden Ver⸗ 
trage iſt am 7. Mai d. J. zu Berlin bewirkt worden. 


آأآد بل À‏ ——( ̃— 


(Nr. 29812983.) (Nr. 2982.) 
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(Nr. 2982.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. April 1848., betreffend die den Kreisſtaͤnden des 

0 ۵ Klreiſes Heiligenſtadt in Bezug auf den Bau und die kuͤnftige Unterhal⸗ 
tung der Straßen von Helligenſtadt nach Wannfried, von libra nach 
Wahlhauſen, von dieſer Straße ab über Hohengandern bis zur Hannover⸗ 
ſchen Grenze, und vom Beberberge bei Heiligenftadt über Guͤnterode bis 
zur Grenze des Kreiſes Worbis bewilligten fiskaliſchen Vorrechte. 


Sy oes Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Beſchluß ber 
Kreisſtaͤnde des Kreiſes Heiligenſtadt vom 10. Januar d. J. wegen des Baues 
und der kuͤnftigen Unterhaltung der Straßen von Heiligenſtadt nach Wannfried, 
von UÜdra nach Wahlhauſen, von dieſer Straße ab uͤber Hohengandern bis zur 
Hannoverſchen Grenze und vom Beberberge bei Heiligenſtadt uͤber Guͤnterode 
bis zur Grenze des Kreiſes Worbis genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, 
daß die Vorſchriften der Verordnung vom 14. Juni 1825. (Geſetzſammlung 
für 1825. Seite 152.) in Betreff der Entnahme von Chauſſee-Neuͤbau- und 
Unterhaltungs⸗Materialien von benachbarten Grundſtuͤcken, fo wie das Expro⸗ 
priationsrecht für, die zu dieſen Bauten erforderlichen Grundſtuͤcke auf die oben 
gedachten Straßen Anwendung finden ſollen. Zugleich will Ich den Kreisſtän— 
den des Kreiſes Heiligenſtadt das Recht zur Erhebung eines Wegegeldes in der 
Haͤlfte der Saͤtze des fuͤr die Staatschauſſeen geltenden Chauſſeegeld-Tarifs 
vom 29. Februar 1840. verleihen. Auch ſollen die zufäglichen Beſtimmungen 
dieſes Tarifs, ſowie alle für die Staatschauſſeen beſtehenden polizeilichen Bes 
ſtimmungen, insbeſondere die Vorſchriften der Verordnung vom 7. Juni 1844. 
über das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung von Chauffeegeld- und 
Chauſſeepolizei⸗Kontraventionen auf die gedachten Straßen Anwendung finden. 
Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ۱ HER : 
۱ Potsdam, den 29. April 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
Hanſemann. v. Patow. 


An das Finanzminiſterium und das Miniſterium fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 2983.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Mai 1848., betreffend die dem Actien-Verein zum 
chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von Lauban nach Kohlfurth in Bezug 
auf den Bau und die Unterhaltung dieſer Straße bewilligten fiskaliſchen 
Vorrechte. ۱ 3 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom 27. November 1846. den Bau 
einer Chauſſee von Lauban nach Kohlfurth durch den zu dieſem Zwecke gebil⸗ 
deten Aktienverein genehmigt und dem letzteren dazu eine Praͤmie von 6000 Rthlr. 
für die Meile, ſowie die Erhebung des tarifmaͤßigen Chauſſeegeldes, das Ex— 

pro⸗ 


Je? 
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Propriationérect für die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und die dem 

iskus zuſtehenden Befugniſſe bei Gewinnung der Chauffeebau- und Unterhal⸗ 
fungsmaterialien bewilligt, auch das Geſellſchaftsſtatut unter dem heutigen Tage 
beſtaͤtigt habe, genehmige Ich hierdurch, daß auch die zuſätzlichen Beſtimmun⸗ 
gen des Chauffeegeld-Tarifs vom 29. Februar 1840., ſowie alle fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehende polizeiliche Beſtimmungen, insbeſondere die Vorſchriften 
der Verordnung vom 7. Juni 1844. uͤber das Verfahren bei Unterſuchung und 


Beſtrafung von Chauffeegeld- und Chauſſeepolizei-Kontraventionen auf die 
ضر‎ Straße Anwendung finden. : ſſeep ar | | 

Der gegenwärtige Befehl i را‎ 
Kenntniß zu bringen. ge Befehl ift durch die Geſetzſammlung zur öffentlich 


Potsdam, den 9, Mai 1848, BE ہے ہیں‎ 
Friedrich Wilhelm. 
- Bornemann. v. Patow. 


den Juſtizminiſter Born emann und an das 


Miniſterium fuͤr andel, 
öffentliche Arbeiten e Gewerbe und 
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(Nr. 2984.) Bekanntmachung uͤber die 97+ Beſtaͤtigung des Statuts des Aktien⸗ 


vereins zum chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von Lauban nach 
Rohlfurth. Vom 31. Mai 1848. 
De Könige Majeſtät haben das unterm 29, Marz v. J. gerichtlich vollzo⸗ 
gene Statut des Aktienvereins zum ſchauſſzemäſſigen Ausbau 175 Straße von 
Lauban nach Kohlfurth mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 9. d. M. zu be⸗ 
tätigen geruht, was nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht 
wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Liegnitz zur offentlichen Kenntniß gelangt. 
Berlin, den 31. Mai 1848. 


Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. Patow. ۱ 


(Nr. 2985.) Statut für bie ſtaͤdtiſche Bank in Breslau. Vom 10. Juni 1848. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen د‎ dc. | pg 

haben auf den Antrag der ftädtifchen Behörden in Breslau und nach Verneh⸗ 

mung Unſeres Staatsminifterii ber Stadt Breslau die Errichtung einer Bank 


verſtattet, und ertheilen derfelben nachſtehendes Statut: 
(Nr. 2983 — 2988.) . d. 
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$. 1 
Gründer ber Die Bank wird von der Stadt Breslau errichtet. 
Bank. Die Stadt, welche das erforderliche Stammkapital — $$. 10. u. 11. — 


zu beſchaffen hat, haftet mit ihrem geſammten Vermoͤgen, fuͤr die Erfuͤllung 
aller Verpflichtungen dieſer Bank. 
8: ل2‎ 
„Firma und Die Bank fuͤhrt die Firma: 
Sitz. „Staͤdtiſche Bank zu Breslau“, 
ihr Sitz iſt Breslau. 


§. 3. 
Zweck der Der Zweck der Bank iſt: 
Bam. den Geldumlauf in der Stadt Breslau zu befoͤrdern, Handel und Gewerbe zu 
unterſtuͤtzen und einer uͤbermaͤßigen Steigerung des Zinsfußes vorzubeugen. 


§. 4. 
Dauer der Die Konzeſſion für biefe Bank wird auf einen Zeitraum von Funfzehn 
Bank. Jahren vom 1. Juni 1848. ab gerechnet, ertheilt. 

$. 5. 
Geſchäſte der Der Bank find folgende Geſchaͤfte verſtattet: 


a) Das Diskontiren von gezogenen Wechſeln, deren Acceptant, ſowie von 


eigenen Wechſeln oder billets à ordre, deren Ausſteller in Breslau 
wohnhaft iſt. Die diskontirten Papiere muͤſſen mit einem, auf die Bank 
lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht uͤber drei Monate laufen und 
muͤſſen wenigſtens drei ſolide inlaͤndiſche Verbundene haben; 


b) die Gewaͤhrung von Darlehnen gegen Verpfaͤndung inlaͤndiſcher auf 
jeden Inhaber lautender zinstragender Staats-, ftändifcher, Kommunal: 
oder anderer unfer Autorität des Staates von Korporationen oder Ge: 
ſellſchaften ausgegebener Papiere, welche an inlaͤndiſchen Boͤrſen Kurs 
haben, ſowie gegen Verpfaͤndung von Urſtoffen und dazu geeigneten 
Kaufmannswaaren, die im Inlande lagern und dem Verderben nicht 
unterworfen ſind, endlich gegen Verpfaͤndung von gemuͤnztem und un— 
gemuͤnztem Gold und Silber. 

Dieſe Darlehne duͤrfen in der Regel fuͤr eine laͤngere Dauer als 
drei Monate nicht gegeben werden. Ausgenommen davon iſt jedoch das 
Darlehn an die zu Bildende ſtaͤdtiſche Unterſtuͤtzungskaſſe für Diejenigen 
Gewerbtreibenden, welche ber Aufhuͤlfe bedürftig, eine bankmaͤßige Sicher⸗ 
heit zu beſtellen aber nicht im Stande find; (cfr. 7۶ 


c) Der An- und Verkauf von edlen Metallen und fremden Münzen, fo- 
wie der Ankauf von Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes zum Zweck 
der Beziehung ebler Metalle und Muͤnzen; 


d) Die 


d) Die Annahme von unverzinsbaren Gelbfapitalien in laufender Rech— 
nung, ſowie von zinsbaren Geldkapitalien, beides jedoch ohne Ver— 
briefung; 


e) Die Einziehung von Wechſeln und Geldanweiſungen, welche in Breslau 
zahlbar ſind, und von anderweitigen Inkaſſo's fuͤr fremde Rechnung 
mit der Befugniß, ben Perſonen und Anſtalten, welche darauf antra- 
gen, uͤber die eingezogenen Geldſummen Rechnung zu halten; 


f) Die Ausſtellung und Ausgabe von unverzinslichen Anweiſungen auf ſich 
ſelbſt — Banknoten — bis zu dem Betrage von Einer Million Thaler 
und zwar in folgenden Apoints: 

200,000 Stuck à 1 Rthlr. — 200,000 Rthlr. 
90,000 Stuͤck à 5 Rthlr. = 250,000 ۰ 
10,000 Std à 25 RAL. = 250,000 Rthlr. 
) 6,000 Stuck à 50 Rthlr. 300,000 7 
Die Banknoten lauten auf jeden Inhaber und follen von der ſtaͤdtiſchen 
Bank auf Verlangen jederzeit in Breslau in baarem Gelde realiſirt werden. 


$. 6. 
Das Wechſelgeſchaͤft der Bank ſoll in ber Regel die Halfte des Ge⸗ 
ſammtbetrages, mindeſtens aber ein Drittheil der in Umlauf geſetzten Bank— 
noten umfaſſen. 


8. . 

An die ſtaͤdtiſche Unterſtuͤtzungskaſſe — $. 5. Litt. b. — dürfen, mit 
Ruͤckſicht auf die Zwecke derſelben, Darlehne aus der ſtaͤdtiſchen Bank für eine 
laͤngere, als dreimonatliche Dauer gegen Verpfaͤndung der Fonds dieſer Kaſſe 
und unter ſolidariſcher Verhaftung der Kommune fuͤr den Geſammtbetrag der 
Darlehne gegeben werden. 

Der Geſammtbetrag dieſer Darlehne darf indeß den vierten Theil der 
emittirten Banknoten nicht uͤberſteigen. 


$. 8. 
Andere als die, in den $$. 5. und 7. bezeichneten Geſchaͤfte, namentlich 
die Beleihungen von Hypotheken, ſind der Bank unterſagt. 


§. 9. 
Die Bank zahlt und rechnet in preußiſchem Silbergelde, nach den Banr- Salut: 
Werthen, welche durch das Geſetz über die Muͤnzverfaſſung in den Preufi- 
ſchen Staaten vom 30. September 1821. beſtimmt worden ſind. 


$. 10. 


Die Bank darf keine Banknoten emittiren, für welche fie nicht den Bart - Fonds. 
gleichen Betrag der Valuta 
zu wenigſtens einem Drittheil in baarem Gelbe und den Reſt in furs 
ſirenden verzinslichen Staatspapieren, Stadtobligationen, oder Pfand— 
Jahrgang 1848. (Nr. 2985.) 29 : briefen 
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briefen nach ihrem Kurſe zur Zeit der Einlieferung, in die Bankkaſſe 

niedergelegt hat. doin 
Dieſes Verhältniß der Deckungsmittel zu dem Betrage ber in Umlauf befind- 
lichen ſtaͤdtiſchen Banknoten muß ſtets aufrecht erhalten werden. 

Die ſtaͤdtiſche Bankdeputation — F. 19. — iſt fuͤr die Ausfuͤhrung und 
Aufrechthaltung der vorſtehenden Beſtimmungen wegen der Deckungsmittel ver— 
antwortlich und wird darauf beſonders verpflichtet. 


H. 4% 


Die im H. 10. bezeichneten Deckungsmittel an baaren Beträgen und Fonds 
bilden das Stammkapital der Bank. Dieſe haftet prinzipaliter mit dem Stamm⸗ 
Kapital und mit ſaͤmmtlichen, fuͤr ausgegebene ſtaͤdtiſche Banknoten in ihren 
Beſitz gelangten baaren und anderweitigen Fonds, fuͤr ihre Verpflichtungen, 
zunaͤchſt aber für die Einloͤſung der ihr zur Realiſation praͤſentirten ftädtifchen 


Banknoten. 
$. 12; 
Form und In⸗ Die Form, der Inhalt und die Anfertigung der zu emittirenden Bank⸗ 
halt ber Bank noten — $. 5. litt. f, — unterliegen der Genehmigung und der Aufſicht der 
Staatsbehoͤrde. L. 13 


Wer die Noten der ſtaͤdtiſchen Bank zu Breslau verfaͤlſcht oder nach⸗ 
macht oder dergleichen verfaͤlſchte oder nachgemachte Noten wiſſentlich verbrei- 
ten hilft, ſoll gleich demjenigen beſtraft werden, welcher falſches Geld unter 
landesherrlichem Gepraͤge gemuͤnzt oder verbreitet hat. 


$. 14. 


Die Noten vertreten in Zahlung die Stelle des klingenden Geldes, jedoch 
ohne daß ein Zwang zu deren Annahme beſteht, und ſind gleich dem baaren 
Gelde keiner Vindikation oder Amortiſation unterworfen. 

Fuͤr den Fall, daß die umlaufenden Noten eingerufen und gegen neue 
aue f werden folem, wird die Praͤkluſionsfriſt auf ſechs Monate feſt— 
geſetzt. : 

Die Einrufung erfolgt durch die in Breslau erſcheinenden Zeitungen. 

$. 15. 


Sonſtige Rech⸗ Die ſtaͤdtiſche Bank hat innerhalb der ihr zuſtehenden Befugniſſe kauf— 


ber Ballen maͤnniſche Rechte und Pflichten. 


$. 16. 


Die auszufertigenden Banknoten find einer Stempelabgabe nicht unter: 
worfen, auch iſt die ſtaͤdtiſche Bank hinſichtlich ihres kaufmaͤnniſchen Verkehrs 
von der Gewerbeſteuer befreit. 

17 


Wenn im Lombardverkehr ein Darlehen zur Verfallzeit nicht zuruͤckge— 
zahlt wird, ſo iſt die ſtaͤdtiſche Bank berechtigt, das Unterpfand durch einen 
ver⸗ 


— 149 — 


vereideten Maͤkler an der Börfe oder mittelſt einer von einem Auftionsfommif- 
farius abzuhaltenden öffentlichen Auktion zu verkaufen und ſich aus dem Erloͤſe 
wegen Kapital, Zinſen und Koſten bezahlt zu machen, ohne den Schuldner erſt 
einklagen zu duͤrfen. 

Die entgegenſtehende Vorſchrift H. 30. Tit. 20. Th. I. des Allgemeinen 
Landrechts findet auf die Bank nicht Anwendung. Bei eintretender Inſuffizienz 
des Schuldners ift bie ftädtifche Bank nicht verpflichtet, das Unterpfand zu 
deſſen Konkurſe herauszugeben; ihr verbleibt vielmehr auch in dieſem Falle das 
Recht des außergerichtlichen Verkaufs mit der Verbindlichkeit, gegen Ruͤckliefe⸗ 
rung des Pfandſcheines den, nach ihrer Befriedigung noch vorhandenen Reſt 
der Loͤſung, zur Konkursmaſſe abzuliefern. 


$. 18. 


۱ Die ber Bank anvertrauten Gelder — $. 5. Litt, d. — koͤnnen niemals 
mit Arreſt belegt werden. 


$. 19. 


Die Verwaltung ber Bank wird einer beſonderen ſtaͤdtiſchen Deputation 
übertragen, welcher von der ſtaͤdtiſchen Behoͤrde eine Verwaltungs-Inſtruktion 
mit Beruͤckſichtigung der beſtehenden Lokal- Verhaͤltniſſe zu ertheilen ift. 


H. 20. 


Die Befugniß der Bank⸗Deputation zur Vertretung der Bank bei ges 
richtlichen und außergerichtlichen Geſchaften, erſtreckt ſich auch auf diejenigen 
Faͤlle, in welchen die Geſetze eine Spezial-Vollmacht erfordern. 
Der H. 118. Tit. 13. Th. 1. des Allg. Landrechts findet daher auf die 
Bank keine Anwendun x 
Fuͤr gerichtliche Geſchaͤfte wird der Bank-Deputation zu dieſem Zwecke 
der jedesmalige Syndikus des Magiſtrats zugeordnet. 


$. 21. 


Die Inſinuation der Vorladungen und anderer Zufertigungen an die 
ſtädtiſche Bank⸗ Deputation iſt guͤltig, auch wenn ſie nur an den Vorſitzenden 
derſelben — Bank⸗Direktor — oder an den, in der Verwaltungs-Inſtruktion 
— F. 19. — für ihn beſtimmten Stellvertreter geſchieht. 


F. 22. 
Gide Namens der Bank⸗Deputation werden von dem Bank⸗ Direktor, 
oder deſſen Stellvertreter abgeleiſtet. 
$. 93. 


Der Magiſtrat in Breslau ift verbunden, die Namen derjenigen Perſo⸗ 
nen, welche die Bank zu vertreten befugt ſind, durch die am Orte erſcheinenden 
Zeitungen bekannt zu machen. 

(Nr. 2985.) 99% H. 24. 


Allgemeine Be- 
ſtimmungen. 
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H. 24. 


Die Banf- Deputation und insbeſondere der Bank-Direktor iſt verpflich⸗ 
tet, die zur Ueberſicht der Vermögenslage der Bank und der den Einzelnen 
gewaͤhrten Kredite, erforderlichen Buͤcher, insbeſondere eine genaue Wechſel⸗ 
Kontrolle zu fuͤhren, aus welcher zu jeder Zeit vollſtaͤndig zu erſehen iſt, fuͤr 
welchen Betrag jedes Individuum, das mit der ftädtifchen Bank in Geſchaͤfts— 
verbindung ſteht, derſelben als Ausſteller, Acceptant oder Girant von diskon⸗ 
tirten oder beliehenen Wechſeln und ſonſtigen Handels-Effekten verhaftet iſt. 


$. 25. 


Die Banf:Deputation hat in den, in Breslau erſcheinenden Zeitungen 
allmonatlich eine Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in 
der Bankkaſſe vorhandenen Baarfonds und Effekten mit Angabe des Betrages 
der umlaufenden Noten, ſowie am Jahresſchluß einen, alle Zweige des Bers 
kehrs umfaſſenden Geſchaͤftsbericht fuͤr das abgelaufene Jahr bekannt zu 
machen. ۱ 

$. 26. 

Der Staat übt das Aufſichtsrecht über die Gefchäftsführung der Bank 
durch einen von ihm zu ernennenden Kommiſſarius, welcher befugt ift, jederzeit 
die Buͤcher der Bank einzuſehen und von der Bank⸗Deputation die ihm ſonſt 
erforderliche Auskunft uͤber den Geſchaͤftsverkehr zu fordern. 

Findet der Kommiſſarius gegen einzelne Beſtimmungen der Verwaltungs⸗ 
inſtruktion — $. 19. — etwas zu erinnern, ſo ſteht, wenn daruͤber keine Eini⸗ 
gung Statt findet, der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde die Entſcheidung darüber zu, 
ob und in welcher Weiſe die Inſtruktion abgeaͤndert werden ſoll. 

Die Ertheilung einer beſonderen Inſtruktion für den Kommiſſarius bleibt 
der Staatsbehoͤrde vorbehalten. 


$. 27. 


Der Staatsverwaltung liegt in keiner Art eine Vertretung ber Opera⸗ 
tionen der ſtaͤdtiſchen Bank oder eine Verantwortlichkeit aus deren Geſchaͤfts⸗ 
verbindungen mit Privatperſonen ob. 


$. 28. 


Die Bank kann auf die Rechtswohlthat des Moratorii, des Indults 


ober der Vermögensabtretung niemals provoziren, noch von den Gerichten zu 
derſelben oder uͤberhaupt zu einem Aufſchub der Zahlungen verſtattet werden. 
$. 29. 


Die Konzeſſion der Bank kann vor dem Ablaufe des im K. 4. bezeich- 
neten Zeitraums zuruͤckgenommen werden, wenn den Beſtimmungen dieſes Sta— 
tuts von Seiten der Bankdeputation — H. 19. — oder der ſtaͤdtiſchen Behörde 
der Stadt Breslau entgegengehandelt wird. 


H. 30. 
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$. 30. 


Bei eintretender Auflöfung der Bank — Hh. 4. 29. — ift eine Bekannt: 
machung dieſerhalb zu drei verſchiedenen Malen mit Zwiſchenraͤumen von min- 
deſtens 14 Tagen durch die in Breslau erſcheinenden Zeitungen zu erlaſſen. 
Ueber die Fonds der Bank darf in dem Falle der Aufloͤſung erſt nach Ablauf 
von ſechs Monaten von dem Tage an gerechnet, wo die Bekanntmachung der 
Auflöfung jum dritten Male erfolgt ift, anderweitig disponirt werden. 

Durch dieſe Bekanntmachung müſſen zugleich die Glaͤubiger aufgefordert 
werden, ſich mit ihren Anfprüchen bei der Bank zu melden. 

Eg befannten Gläubiger find hierzu durch befonbere Erlaſſe aufzu— 

Die Befriedigung der Gläubiger erfolgt in dieſem, wie in allen anderen 

állen zunaͤchſt aus be ) | ? 
8 دي‎ n Fonds der Bank, in weiterer Vertretung aber durch 
eſenigen Gläubiger, welche fich nicht innerhalb ſechs Monaten na 
der Aufrufung melden, gehen ihrer Rechte zu Gunſten der Bat verluſtig. 7 
Gegeben Sansfouci, ben 10. Juni 1848. 


(L. S) Friedrich Wilhelm. 


9 he en Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Bornemann. 
Arnim. Hanſemann. Graf v. Kanitz. v. Patow. 
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(Nr. 2986.) Allerhöchfter Erlaß vom 10. Juni 1848. über die Tagegelder und Fuhrkoſten 
bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten. 


SF . IIR ےھر‎ 
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Ig PAG 


ur Herbeiführung einer Erſparniß im Staatshaushalte unb ba bie Ver * 


ordnung wegen Vergütung der Diäten und Reiſekoſten für 6 


2.2 وو‎ va pad 
——— 


Geſchaͤfte in Königlichen Dienſtangelegenheiten vom 28. Juni 1825 (Geſetz⸗ Ze 
M 1 A : de — — 
ſammlung Seite 163.) den veraͤnderten Verhaͤltniſſen nicht mehr entſpricht, be 22 a 7:7 


ſtimme Ich hierdurch für Civilbeamte und diejenigen Militairbeamten, welchen 
miniſteriums, was folgt: 


H. 1 


1) Bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen ober auf Dampfſchiffen ge⸗ 


Aas C Tales diu Are 


ein beſtimmter Militairrang nicht beigelegt ift, auf den Antrag des Staats- 


S. e Auf , 
. ,, 


macht werden koͤnnen, ſind an Reiſekoſten, einſchließlich des Gepaͤck⸗ > مه عت‎ 
transports, zu verguͤten: — 


A apto. نکر‎ Aa? D 


Varo. Ina H. . . هآ‎ 
we کے مه‎ 


a) den Beamten der erften fünf Rangklaffen.......... 10 Sgr. 
b) allen Beamten geringeren Ranges mit Ausſchluß der 

Unterbeamten SAAL un. „BE uos uud. 7 Sgr. 6 Pf. 
6) “ben Unterbeamten . alone: را‎ i 5 Sgr. 


auf die Meile. Age AS e. ep az dra Bk nr! d 
r. 2985-2986 K. و مس مهار رید‎ Me ووا کار یا‎ deere 2) Außer⸗ 
“ — € n 
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———— — — 
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2) سض ی‎ ae ير‎ 55 beim dua zur een 
und beim Abgehen von derſelben vorkommen, für jedes Zu- und Abgehen 
zuſammen xa Entſchaͤdigung gewährt werden, welche 

für die Beamten unter 1° auf 20 Sgr., 
für die Beamten unter 1 auf 15 Sgr., und 
für die Unterbeamten (1°) auf 10 Sgr. 
beſtimmt wird. 

3) Geht die Dienſtreiſe eines Beamten der fuͤnf erſten Rangklaſſen uͤber 
den Ort, wo derſelbe die Eiſenbahn verlaͤßt, mehr als zwei Poſtſtatio— 
nen hinaus, ſo kann der Beamte, wenn er zu der Weiterreiſe einen 
Wagen auf der Eiſenbahn mitgenommen hat, die Koſten für den Trans⸗ 
port deſſelben nach den Saͤtzen des Eiſenbahntarifs, und außerdem fuͤr 
p^ a und Zuruͤckſchaffen des Wagens zuſammen 1 Rtblr, 15 Sgr. 

erechnen. 

4) Hat einer der unter 1° genannten Beamten einen Diener auf der Reiſe 
mitgenommen, fo ifi er befugt, Dafür 5 Sgr. auf die Meile zu liqui⸗ 
diren. 


F. 2. 

1) Bei ER اوا‎ welche nicht auf Eiſenbahnen zuruͤckgelegt werden koͤn— 
nen, erhalten: 
a) Beamte der erſten, zweiten und dritten Rangklaſſe 1 9ttblr. 5 Sgr. 
b) Beamte der vierten und fünften Nangklaffe ...... 1 Rthlr. — Sgr. 
c) alle Übrige Beamt 4 — Sitblr. 15 Sgr. 
auf die Meile. SE, i 

de Le eed fuu D Haben in beſonderen 0 erweislich größere Fuhrkoſten, als die vor: 


darauf) t ſtehend beſtimmten, aufgewendet werden müffen, fo find dieſelben zu ver⸗ 
سس ره‎ ET guͤten. 

| Aue. پک‎ MERE gee سي د‎ ۷ X 

1 feu 1) Bei Vergütung der in den $$. 1. und 2. beſtimmten Säge wird jede 


angefangene Viertelmeile für eine volle Viertelmeile gerechnet. 
2) Bei Dienſtreiſen von mehr als einer Viertelmeile, aber weniger als einer 
ganzen Meile ſind die Reiſekoſten nach einer vollen Meile zu berechnen. 


oë ya at ua. 
A. zt soe Mar ¥ n کے‎ 


Cf سس سج مد‎ 3, Fuͤr Gefchäfte außerhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als 
دمر‎ AM, e. . einer Viertelmeile werden weder Reiſekoſten noch Diaͤten gewährt. 
Epor — : 4. 


e. 1‏ مزر ےھ 
mA Bei Verſetzungen können verheirathete Beamte, wenn ſie auf Reiſekoſten,‏ و o5‏ 
„nicht aber auf eine Umzugsentſchädigung Anſpruch haben, die Reiſekoſten in‏ „„ 
jedem Falle nach H. 2. liquidiren. . Eee, ze I £y Jf dee. hs‏ سم سن روم 
A. , MA IR‏ کے د بډ لے سج 5 $ AL RI‏ 
A. e e «9. i‏ 

Ak Je an Die durch bie Verordnung vom 28. Juni 1825. oder durch ſpaͤtere ers‏ سه 
ganzende Vorſchriften beſtimmten Tagegelder werden bei den Sagen von 2 7‏ یه ya‏ 
raf 07 und weniger dergeſtalt erhoͤhet, daß FUSE IT.‏ 

E com ER og 3 
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2 3101. 15 Sgr. ſtatt 9 Rthlr. — Sgr. 
2 7 — 7 2 1 2 15 z 
1 5 20 z z 1 z 10 z 
1 z 10 z z 1 z — 2 
1 7 m z سے‎ — = 20 e 
2243 ۶ 20 = = — 2 15 z 
۲ ET 15 z z — z 10 z 
zu gewähren ۰ 
$. 6. 


Der gegenwärtige Erlaß tritt mit dem 1. Juli c. in Kraft, und werden 
die demſelben entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere auch der den Ver⸗ 
haͤlkniſſen nicht mehr entſprechende $. 7. der Verordnung vom 28. Juni 1825. 
außer Anwendung geſetzt. 

Sansſouei, den 10. Juni 1848. : ۱ 

Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Hanſemann. 
An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2987.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juni 1848., betreffend die Bewilligung von Warte- 
geldern an disponible Beamte. ee, ETE وم‎ 2% 


Al den Bericht des Staatsminiſterii vom 12. d. M. erklaͤre Ich Mich 
damit einverſtanden, daß denjenigen Beamten, welche ſchon bisher zur Dispo⸗ 3 
ſition geſtellt worden find, oder mit Ruͤckſicht auf die bevorſtehende Umbildung . 
der Staatsbehoͤrden vorläufig zur Dispoſition zu ſtellen fein werden, ein Bars twey مے‎ CL 4 
fegelb fo lange bewilligt werden foll, bis ihnen entweder ein anderes öffentliches «ea... va, 
Amt uͤbertragen wird, oder ihre Penſionirung thunlich erſcheint. Die Süße, op sas 
dieſes Wartegeldes ſind im Anſchluß an den Erlaß vom 25. Mai 1820. DIE ae 
artig zu beſtimmen, daß disponibel gewordene Beamte, welche 1200 Rthlr. 
und mehr an 1 em Gehalte beziehen, die Haͤlfte ihres Gehaltes als War— 

d, diejenigen aber, deren Gehalt 
en 1000 Rthlr. ۰ 580 Rthlr. ۰ 


5 z 560 = 7 
900  . 5 540 » 
800 - 20100002 : 
720 = „ 480 - : 
600  . = 400 = = 
480 - 2.3600 2 
360 2 z 270 = z 
336 z 2 250 2 » 
300 .د‎ 4m 995 "2 : 
276 = = 200 = z 
264 > z 900 = z 
240 = 2 180 = = 


204 
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204 Rthlr. unb abwärts bis 
150 = = 150 Rthlr. Wartegeld 
erhalten. In Fällen, wo die Beſoldungen von vorſtehenden Sägen abweichen, 
ſoll das Wartegeld nach bem Verhaͤltniß des naͤchſten höheren Gehaltsſatzes 
ermittelt werden. Die geringer als mit 150 Rthlr. Beſoldeten mögen das volle 
Gehalt als Wartegeld behalten; dagegen ſoll auf Beſoldungszuſchuͤſſe, welche 
einzelnen Beamten behufs der Repraſentation in ihren Dienſtverhaͤltniſſen وو‎ 
ben ſind, bei der Wartegelder-Beſtimmung nicht Ruͤckſicht genommen werden 
und das Maximum des e Gehalts 4000 Rthlr., folglich das 
Wartegeld den Betrag von 2000 Rthlr. nicht uͤberſchreiten. Die auf Warte⸗ 
geld zu ſetzenden Beamten ſind in der Wahl ihres Wohnortes im Inlande 
nicht beſchränkt, jedoch verpflichtet, dort nach ihrer Befaͤhigung mit moͤglichſter 
Beruͤckſichtigung ihrer früheren Verhaͤltniſſe mäßige Huͤlfe im Staatsdienſte zu 
leiſten, wenn dies gefordert wird. Dieſer Erlaß, welcher auf Richter keine 
Anwendung leiden ſoll, iſt durch die Geſetzſammlung zu veroͤffentlichen und 
durch die Departementschefs vom 1. Juli d. J. zur Ausführung zu bringen. 
Sansſouei, den 14. Juni 1848. ! 
Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. v. Auerswald. Bornemann. v. Arnim. Hanſemann. 
Graf v. Kanitz. v. Patow. 

An das Staatsminiſterium. 


—— — ۰----زز۷ظ77۷‎ 
(Nr. 2988.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juni 1848., den Bau der Eiſenbahn zwiſchen 
Berlin und der Provinz Preußen von dem Anſchlußpunkte an der Star⸗ 
gard⸗Poſener Eiſenbahn unweit Drieſen bis Dirſchau betreffend. 


N) 

Al den Antrag des Staatsminiſteriums vom 12ten d. M. genehmige Ich, 
daß mit den Erdarbeiten fuͤr die beabſichtigte Eiſenbahnverbindung zwiſchen 
Berlin und der Provinz Preußen von dem Anſchlußpunkte an der Stargard⸗ 
Poſener Eiſenbahn unweit Drieſen anfangend, in der Richtung auf Bromberg, 
ſoweit als es zur Beſchaͤftigung erwerbloſer Arbeiter nothwendig wird, unver— 
weilt vorgeſchritten werde. Zugleich beſtimme Ich, daß das Recht zur Expro⸗ 
priation derjenigen Grundſtuͤcke, welche zur Ausfuͤhrung dieſer Bahn auf der 
Strecke von dem vorbezeichneten Anſchlußpunkte unweit Drieſen in der Rich⸗ 
tung auf Bromberg und nordweſtlich dieſer Stadt voruͤber nach Dirſchau nach 
dem von dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſt— 
zuſtellenden Bauplane erforderlich ſind, ſowie das Recht zur voruͤbergehenden 
Benutzung fremder Grundſtuͤcke nach den Beſtimmungen des Geſetzes uͤber die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. zur Anwendung kom⸗ 
men ſoll. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansfouci, den 14. Juni 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Hanſemann. v. Patow. 
An das Staatsminiſterium. 
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